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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
über die Anordnung der Aufstallung von Geflügel (ausgenommen Laufvögel) 

zum Schutz vor der Geflügelpest und die Beschränkung  
der Durchführung von Veranstaltungen mit Geflügel  
zum Schutz gegen die Geflügelpest in Risikogebieten 

 
Das Lebensmittelüberwachungs- und Veterinäramt des Landratsamtes Erzgebirgskreis (LÜVA) erlässt 
an Halter von Geflügel in den genannten Gebieten folgende 
 

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 
 
1. In den folgenden Gebieten (nachfolgend Risikogebiete genannt) wird die Aufstallung der unter 

Punkt 2. benannten Tiere angeordnet: 
 

Orte beziehungsweise Ortsteile des Erzgebirgskreises: 
 
Neukirchen 
Adorf 
Jahnsdorf 
Pfaffenhain 
Leukersdorf 
Seifersdorf 
Ursprung 
Lugau  
Erlbach-Kirchberg 
Niederdorf 
Niederwürschnitz 

 
2. Jeder, der in den in Punkt 1. genannten Risikogebieten Hühner, Truthühner, Perlhühner, 

Rebhühner, Fasane, Wachteln, Enten und Gänse (= Geflügel, ausgenommen Laufvögel) hält, hat 
dies unverzüglich unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der Art und Anzahl des 
Geflügels, der Nutzungsart und ihres Standortes, bezogen auf die jeweilige Art sowie die bisherige 
Haltungsform (in Ställen oder im Freien) beim LÜVA anzuzeigen, sofern dies noch nicht erfolgt ist.  

 
3. In den unter Punkt 1. genannten Risikogebieten dürfen Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, 

Fasane, Wachteln, Enten und Gänse (= Geflügel, ausgenommen Laufvögel) für die Dauer von 30 
Tagen ausschließlich  

 
3.1. in geschlossenen Ställen oder 
3.2. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge gesicherten 

dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicherten 
Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrichtung) 

 
gehalten werden.  

 
4. In den unter Punkt 1 genannten Risikogebieten ist für Veranstaltungen mit gehaltenen Vögeln 

folgendes zu beachten: 
 

4.1. Geflügelausstellungen, Geflügelmärkte und Veranstaltungen ähnlicher Art sind in 
geschlossenen Räumen durchzuführen.  
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4.2. Alle gehaltenen Vögel im Bestand sind längstens 5 Tage vor der Veranstaltung klinisch 
tierärztlich zu untersuchen, die Bescheinigung ist dem amtlichen Tierarzt bei Aufstallung 
vorzulegen. 

4.3. Die ausgestellten Enten und Gänse sind längstens 7 Tage vor der Veranstaltung mittels eines 
kombinierten Rachen- und Kloakentupfers virologisch auf aviäres Influenzavirus zu 
untersuchen. Dies ist durch den Untersuchungsbefund bei Einlieferung nachzuweisen.  

4.4. Die Örtlichkeiten sind mit einem geeigneten, zulässigen Desinfektionsmittel nach näherer 
Anweisung der zuständigen Behörde zu reinigen und zu desinfizieren. 

 
5.  Für die Punkte 1 bis 4 wir die sofortige Vollziehung angeordnet.  

 
6. Ausnahmen von den Bestimmungen des Punktes 3 sind nur nach vorheriger Genehmigung des 

LÜVAs möglich. Der Antrag ist beim LÜVA des Landratsamtes Erzgebirgskreis einzureichen. 
 

7. Diese Allgemeinverfügung wird durch öffentliche Bekanntmachung verkündet und tritt am Tag 
nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 

 
8. Der vollständige Inhalt der Allgemeinverfügung kann zu den bekannten Geschäftszeiten des 

Landratsamtes Erzgebirgskreis sowie auf der Internetseite www.erzgebirgskreis.de eingesehen 
werden. 
 

9. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben. 
 
 
Gründe 

I. 
 

Mit dem Befund VL-2020/74991 der Landesuntersuchungsanstalt für das Gesundheits- und 
Veterinärwesen Sachsen vom 13.11.2020 einer Wildente wurde hochpathogenes aviäres Influenza-A-
Virus (HPAIV) vom Subtyp H5N8 bei einem Wildvogel nachgewiesen. Daneben gibt es positive HPAIV 
H5N8-Nachweise in einem Gänsebestand und einem Legehennenbestand in Sachsen.  
Aufgrund der Vielzahl an Befunden in Deutschland muss daher das Landratsamt Erzgebirgskreis nun i. 
V. m. der Entscheidung des Landestierseuchenbekämpfungszentrums und der Arbeitsgruppe HPAI von 
einem massiven Auftreten von HPAIV H5N8 im Wildvogelbestand in der Region ausgehen. 
 
Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat als Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit in seiner 
Risikobewertung zur Einschleppung sowie zum Auftreten von HPAIV vom Subtyp H5 in 
Hausgeflügelbestände in der Bundesrepublik Deutschland, letztmalig vom 18.11.2020, folgendes 
festgestellt: 
 
Das Risiko der Ausbreitung von HPAI H5-Viren in Wasservogelpopulationen innerhalb Deutschlands 
und Europas wird hoch eingestuft. Das Risiko weiterer Einträge in deutsche Nutzgeflügelhaltungen und 
Vogelbestände in zoologischen Einrichtungen durch direkte und indirekte Kontakte zu Wildvögeln wird 
ebenfalls als hoch eingeschätzt, insbesondere bei Haltungen in der Nähe von Wasservogelrast- und 
Wildvogelsammelplätzen, einschließlich Ackerflächen, auf denen sich Wildvögel sammeln. 
Es ist daher von einem Risiko der Entstehung von Infektketten auszugehen. Biosicherheitsmaßnahmen 
in Geflügelbetrieben sollten daher überprüft und optimiert werden. Der beste Schutz des Geflügels vor 
Infektionen wird durch die weitgehende Unterbindung von direkten und indirekten Kontakten 
zwischen Geflügel und Wildvögeln erreicht. 
Bisher ist keiner der in Europa nachgewiesenen HPAIV-Subtypen als Infektionserreger beim Menschen 
aufgefallen. Das Risiko für die Einschleppung und Verbreitung von HPAIV H5 in Hausgeflügelbestände 
durch Wildvögel wird vom Friedrich-Loeffler-Institut in Abhängigkeit vom Gebiet als „wahrscheinlich“ 
bewertet.  

http://www.erzgebirgskreis.de/
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II. 
 
Das LÜVA des Landratsamtes Erzgebirgskreis ist sachlich und örtlich für den Erlass dieser amtlichen 
Anordnung zuständig, gemäß § 24 Abs. 1 und Abs. 3 TierGesG i. V. m. § 1 Abs.1, 2 und 6 
SächsAGTierGesG bzw. § 3 Abs. 11 VwVfG i. V. m. § 1 SächsVwVfZG.  
 
Die amtliche Anordnung in Form der Allgemeinverfügung richtet sich an Halter und damit 
verantwortliche Personen von Geflügel (ausgenommen Laufvögel) in den genannten Risikogebieten. 
 
Zu 1. und 3.: 
Nach § 13 Geflügelpest-VO ordnet die zuständige Behörde die Aufstallung an, soweit dies auf der 
Grundlage der Risikobewertung zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der 
Geflügelpest durch Wildvögel erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Vielzahl an Befunden sowie der regionalen Verteilung der Fundorte muss gemäß der 
Bewertung durch das Landestierseuchenbekämpfungszentrum und der Arbeitsgruppe HPAI nunmehr 
von einem massiven Auftreten von HPAIV H5N8 mit einem in der Wildvogelpopulation hohen 
Virusdruck ausgegangen werden und nicht mehr nur von lokal begrenzten Seuchengeschehen. 
Durch die damit verbundene Ausbreitungstendenz der Wildvogel-Geflügelpest erhöht sich auch das 
Risiko für einen Eintrag in die Hausgeflügelbestände.  
Potentielle direkte und indirekte Kontakte zwischen Hausgeflügel und Wildvögeln sind daher möglichst 
effektiv zu verhindern. Eine allgemeine Aufstallungspflicht nicht nur in unmittelbarer Fundortnähe, 
sondern in allen identifizierten Risikogebieten, ist dabei das Mittel der Wahl.  
Die Auswahl und Bewertung der genannten Gebiete als Risikogebiete, in denen eine Aufstallung eine 
beachtliche Risikominderung des Eintrags der Geflügelpest durch Wildvögel in Hausgeflügelbestände 
bedeutet, folgt der Risikobewertung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt i. V. m. § 13 Abs. 2 Geflügelpest-VO.  
 
Demnach sind bei der Bewertung folgende Kriterien zu berücksichtigen: 
Die örtlichen Gegebenheiten einschließlich der Nähe zu Gebieten, in denen sich wildlebende Wat- und 
Wasservögel sammeln, insbesondere einem Feuchtbiotop, einem See oder einem Fluss, an dem die 
genannten Vögel rasten oder brüten oder anderweitig in einen epidemiologischen Zusammenhang 
gebracht werden, die Geflügeldichte, das sonstige Vorkommen oder Verhalten von Wildvögeln, 
positive HPAIV-Befunde bei Wildvögeln aktuell sowie in den vorangegangenen Jahren, der Verdacht 
auf Geflügelpest oder der Ausbruch der Geflügelpest in einem direkt angrenzenden Nachbarkreis, 
sowie Einzelbetriebe mit besonderer Bedeutung. Treffen ein oder mehrere der benannten Faktoren 
regional zu, ist hier von einem erhöhten Risiko des Eintrags der Tierseuche in den Hausgeflügelbestand 
auszugehen. Dieser Sachverhalt konnte in den unter Punkt 1 benannten Gebieten nachgewiesen 
werden, insofern sind erhöhte über das normale Maß der Biosicherheitsmaßnahmen hinausgehende 
Schutzmaßnahmen notwendig und anzuordnen. 
 
In den oben genannten Gebieten liegen Einzelbetriebe mit besonderer Bedeutung. Aus diesem Grund 
sind im gesamten Risikogebiet erhöhte über das normale Maß der Biosicherheitsmaßnahmen 
hinausgehende Schutzmaßnahmen notwendig und anzuordnen. 
Das LÜVA hat die Risikobewertung in der aktuellen Lage überprüft und bestätigt. Daraus ergibt sich 
vorliegend, dass die Aufstallung in den unter Punkt 1 aufgeführten Gemeinden zur Vermeidung der 
Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel erforderlich ist. 
 
Das Geflügelpestgeschehen 2016/2017 hat gezeigt, dass eine Aufstallung von Laufvögeln in der Praxis 
mit erheblichen Problemen verbunden ist. Daher sind Laufvögel einzeln zu regeln und von dem 
Geltungsbereich einer Allgemeinverfügung auszunehmen. 
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Zu 2.: 
Für eine effektive Seuchenbekämpfung ist die Kenntnis aller Geflügelhaltungen in dem betroffenen 
Gebiet essentiell. Eine grundsätzliche Verpflichtung zur Meldung besteht unabhängig von der 
Seuchenlage (§ 2 Geflügelpest-VO). Im Rahmen des Ausbruchsgeschehens wird hiermit noch einmal 
nachdrücklich darauf hingewiesen.  
 
Zu 4.: 
Gemäß § 4 Abs. 2 der Viehverkehrsverordnung kann die zuständige Behörde Viehausstellungen, 
Viehmärkte und Veranstaltungen ähnlicher Art beschränken oder verbieten, soweit dies aus Gründen 
der Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist. 
 
Das Zusammentreffen von Vögeln unterschiedlicher Herkunft, die sich möglicherweise in der 
Inkubationszeit befinden, sowie Personenverkehr, birgt die große Gefahr, dass es ausgehend von 
Ausstellungen, Märkten und Veranstaltungen ähnlicher Art zu einer Weiterverbreitung der Aviären 
Influenza kommt. Somit sind Veranstaltungen mit gehalten Vögeln unter besondere 
Reglementierungen zu stellen.   
 
Zu 4.1: 
Gemäß § 7 Abs. 5 Nr. 1 Buchstabe a Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-
Verordnung) kann die zuständige Behörde für Geflügelausstellungen, Geflügelmärkte und 
Veranstaltungen ähnlicher Art die Durchführung in geschlossenen Räumen anordnen, soweit dies aus 
Gründen der Tierseuchenbekämpfung erforderlich ist. Für das Gebiet in dem die Aufstallung 
angeordnet wurde (siehe oben) ist die Durchführung von Geflügelausstellungen einzuschränken, um 
die Einschleppung und Übertragung des Virus zu vermeiden. Daher ist es notwendig, Geflügelschauen 
in geschlossenen Räumen durchzuführen und diese somit vor dem Eintrag der Seuche durch Wildvögel 
wirksam zu schützen.  
 
Zu 4.2: 
Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 darf eine Geflügelausstellung, ein Geflügelmarkt oder eine Veranstaltung 
ähnlicher Art nur durchgeführt werden, soweit der Veranstalter sicherstellen kann, dass alle 
aufgestellten gehaltenen Vögel vor der Veranstaltung klinisch tierärztlich untersucht wurden. Zum 
Nachweis der erfolgten Untersuchung ist die Bescheinigung über selbige dem amtlichen Tierarzt bei 
Aufstellung vorzulegen.  Die Bescheinigung darf nicht älter als 5 Tage sein, um ein aktuelles 
Seuchengeschehen im Herkunftsbestand möglichst auszuschließen. 
Aufgrund der Ermächtigung von § 4 Abs. 2 der Viehverkehrsordnung wird die Untersuchungspflicht auf 
alle gehaltenen Vögel des Bestandes erweitert. 
Diese Anordnung dient der Feststellung von Erkrankungen im Inkubationsstadium, bevor die 
betreffenden Tiere mit Tieren aus anderen Haltungen (mittelbar) in Kontakt kommen. Ist ein Eintrag 
des Virus in einen Bestand erfolgt, erkranken nicht alle Tiere zum gleichen Zeitpunkt, jedoch können 
bereits alle Tiere des Bestandes Virusträger sein. Abgesehen von einer invasiveren und zeitintensiveren 
labordiagnostischen Untersuchung ist somit die klinische Untersuchung des Herkunftsbestandes das 
am besten geeignete Mittel, um eine mögliche Infektion frühzeitig festzustellen und eine weitere 
Verbreitung zu verhindern.  
 
Zu 4.3: 
Gemäß § 7 Abs. 5 Nr. 2 kann die zuständige Behörde anordnen, dass bei Enten und Gänse, die auf einer 
Geflügelausstellung aufgestellt werden sollen, eine Untersuchung auf Aviära Influenza durchzuführen 
ist. Dies wird analog § 7 Abs. 2 der Geflügelpest-Verordnung auch für Geflügelmärkte oder 
Veranstaltungen ähnlicher Art angeordnet. Die virologische Untersuchung im jeweiligen Bestand darf 
maximal 7 Tage zurückliegen und wird mit 60 Proben durchgeführt. Bei weniger als 60 Enten/Gänsen 
im Bestand sind die jeweils vorhandenen Tiere zu untersuchen.  
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Die Möglichkeit einer Bescheinigung der Aviära-Influenza-Freiheit durch Sentinelhaltung wird hier mit 
Ermächtigung des § 4 Abs. 2 der Viehverkehrsordnung ausgeschlossen, da dies im Hinblick auf 
Tierseuchenbekämpfung keinen ausreichenden Schutz bietet. 
Diese Anordnung dient ebenso der Feststellung von Erkrankungen, bevor die betreffenden Tiere mit 
Tieren aus anderen Haltungen (mittelbar) in Kontakt kommen. Enten und Gänse sowie weitere 
Wassergeflügelarten zeigen jedoch bei einer Infektion häufig nur subklinische oder gar keine 
Symptome. Sie sind somit stille Überträger der Erkrankung. Aus diesem Grund ist bei diesen Tierarten 
eine klinische Untersuchung nicht ausreichend um ein mögliches Infektionsrisiko ausschließen zu 
können. Auch eine Sentinelhaltung bietet aufgrund des zeitlichen Rahmens einer Ausstellung keine 
ausreichende Überwachung. Das Ansprechen der Sentineltiere auf eine Infektion erfolgt 
möglicherweise zeitversetzt zu den anderen im Bestand gehaltenen Tieren, dieses ermöglicht zwar 
eine Überwachung des Gesamtbestandes, ist aber im Vergleich zu einer labordiagnostischen 
Maßnahme in der aktuellen Lage als minderwertigere Methode zu werten. 
 
Zu 4.4: 
Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 darf eine Geflügelausstellung, ein Geflügelmarkt oder eine Veranstaltung 
ähnlicher Art nur durchgeführt werden, soweit der Veranstalter sicherstellen kann, dass die Örtlichkeit, 
an der jeweils die Veranstaltung abgehalten wird, nach Ende der jeweiligen Veranstaltung nach 
näherer Anweisung der zuständigen Behörde gereinigt und desinfiziert werden kann.  
§ 18 Abs. 1 Viehverkehrsverordnung führt darüberhinausgehend aus, dass Räume für die 
vorübergehende Unterkunft und die Vermarktung von Geflügel sowie die dort benutzten 
Gerätschaften vom jeweiligen Betreiber der Einrichtung oder vom jeweiligen Veranstalter nach jeder 
zusammenhängenden Benutzung zu reinigen und zu desinfizieren oder reinigen und desinfizieren zu 
lassen sind.  
Diese Maßnahmen dienen grundsätzlich dem Schutz vor der Übertragung von Erregern verschiedener 
Krankheiten. Bei einem Zusammentreffen von vielen Besuchern und Tieren ist immer von einer 
erhöhten Gefahr diesbezüglich auszugehen. 
 
Zu 5.:  
Über Anträge auf Ausnahmen vom Aufstallungsgebot entscheidet die zuständige Behörde 
einzelfallbezogen (§ 13 Abs. 3 Geflügelpest-VO). Der Antrag kann nur beim LÜVA des Landratsamtes 
Erzgebirgskreis schriftlich oder zur Niederschrift gestellt werden (wie in der Rechtsbehelfsbelehrung). 
Hierdurch können weitere Kosten entstehen. 
 
Zu 6.: 
Auf der Grundlage von § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung im besonderen 
öffentlichen Interesse angeordnet werden. Die Voraussetzung liegt hier vor, da die Geflügelpest eine 
akut verlaufende und leicht übertragbare Viruskrankheit ist, die für Tiere eine Gefahr darstellt und, 
aufgrund des grundsätzlichen Zoonosecharakters, auch für Menschen beachtlich ist und somit die 
Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch wirtschaftlichen Folgen sofort unterbunden werden muss. 
Die aufschiebende Wirkung der Anfechtung der angeordneten eilbedürftigen Maßnahmen würde 
bedeuten, dass anderenfalls eine wirksame Bekämpfung der Tierseuche nicht mehr gewährleistet 
wäre. Ein Ausbruch in einem Geflügelbestand bedeutet zudem einen immensen wirtschaftlichen 
Schaden für den unmittelbar Betroffenen sowie die mittelbar betroffenen Tierhalter in den 
einzurichtenden Restriktionszonen.  
Es ist daher sicher zu stellen, dass auch während möglicher Widerspruchs- bzw. Klageverfahren alle 
notwendigen Bekämpfungsmaßnahmen rechtzeitig und wirksam durchgeführt werden können. 
Demgegenüber haben die sonstigen Interessen von Geflügelhaltern oder sonstigen Dritten in dem 
oben genannten Aufstallungsgebiet zurückzustehen. 
 
Darüber hinaus entfällt die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Klage gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 
3 i.V.m. sowie § 37 S. 1 Nr. 2 und 7 Tiergesundheitsgesetz bezüglich der Anordnung der diagnostischen 
Maßnahmen und der Anordnungen zur Reinigung und Desinfektion.  



7 AMTSBLATT DES ERZGEBIRGSKREISES  |  JAHRGANG 5  |  AUSGABE 01  |  08. JANUAR 2021 

 

 

Zu 7. und 8.: 
Die Bekanntgabe der Allgemeinverfügung erfolgt auf der Grundlage des § 1 des Gesetzes zur Regelung 
des Verwaltungsverfahrens und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen 
(SächsVwVfZG) i. V. m. § 41 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG). Danach gilt eine 
Allgemeinverfügung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In der 
Allgemeinverfügung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die 
Bekanntmachung folgende Tag, bestimmt werden, § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG. Von dieser Ermächtigung 
wurde unter Ziffer 8 der Allgemeinverfügung Gebrauch gemacht, da die angeordneten 
tierseuchenrechtlichen Maßnahmen keinen Aufschub dulden.  
 
Die Bekanntmachung erfolgt nach § 41 Abs. 4 S. 1 und 2 VwVfG durch die ortsübliche Bekanntmachung 
des verfügenden Teils. Die vollständige Begründung kann in jeder Geschäftsstelle des Landkreises 
Erzgebirgskreis zu den üblichen Geschäftszeiten eingesehen werden.  
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Adressatenkreis so groß ist, dass er, bezogen auf Zeit und Zweck 
der Regelung, vernünftigerweise nicht mehr in Form einer Einzelbekanntgabe angesprochen werden 
kann. Von einer Anhörung wurde daher auf der Grundlage des § 28 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG abgesehen. 
 
Zu 9.: 
Die Nichterhebung von Kosten beruht auf § 11 Abs. 1 Nr. 5 SächsVwKG. Diese Amtshandlung wird im 
öffentlichen Interesse von Amts wegen vorgenommen. 
 
Die angeordneten Punkte und Maßnahmen sind erforderlich, dabei aber zugleich geeignet, die 
Ausbreitung der Geflügelpest zum derzeitigen Kenntnisstand wirksam zu verhindern und die Seuche 
zu bekämpfen. Dennoch sind sie in Anbetracht der besonderen Bedeutung der Geflügelpest für 
Vögel/Geflügel und aufgrund des grundsätzlichen Zoonosecharakters angemessen. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landratsamt Erzgebirgskreis, Paulus-Jenisius-Straße 24, 
09456 Annaberg-Buchholz schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. Der Widerspruch kann auch 
bei jedem anderen Dienstgebäude des Landratsamtes Erzgebirgskreis schriftlich oder zur Niederschrift 
eingelegt werden. 
 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das elektronische 
Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen und an die E-Mail-Adresse 
signatur@kreis-erz.de zu senden. Die Schriftform kann auch durch die absenderbestätigte Versendung 
eines elektronischen Dokuments nach § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz an die DE-Mail-Adresse 
postfach@kreis-erz.de-mail.de ersetzt werden. 
 
Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht möglich, die erforderliche Form 
des Widerspruchs ist damit nicht gewahrt. Weitere Einzelheiten zum Zugang für elektronisch signierte 
sowie verschlüsselte elektronische Dokumente sind auf der Homepage des Erzgebirgskreises, unter 
www.erzgebirgskreis.de im Punkt „Kontakt“ zu finden. 
 
Hinweis: 
Die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs gegen die Punkte 1. – 4. entfällt jedoch gemäß § 80 
Abs. 2 Nr. 4 VwGO.  
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Wir weisen darauf hin, dass vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die 
Allgemeinverfügung als Ordnungswidrigkeit in Abhängigkeit von der Schwere der Zuwiderhandlung 
mit einer Geldbuße bis zu 30.000 € (dreißigtausend Euro) geahndet werden können (§ 32 Abs. 2 Nr. 
4 TierGesG). 
 
 
Annaberg-Buchholz, den 08. Januar 2021 
 
 
Dr. Katrin Weinrich 
stellv. Amtstierärztin 
 
 
 
 
Rechtsquellenverzeichnis 

 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) vom 21.11.2018, 

 Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tiergesundheitsgesetz (SächsAGTierGesG) vom 
09.07.2014, 

 Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-VO) vom 15.10.2018, 

 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23.01.2003 

 Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungsrechts für den 
Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) vom 19.05.2010, 

 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 

 Verwaltungskostengesetz des Freistaates Sachsen (SächsVwKG) vom 05.04.2019, 
 
jeweils in der derzeit geltenden Fassung  
 
 
 


